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Güterverkehr Stadler hat von den
SBB einen Auftrag über bis zu
129 Güterlokomotiven erhalten.
Diese sollen zwischen Herbst
2027 und 2035 schrittweise aus-
geliefert werden und die alten
Lokomotiven Re420 von SBB
Cargo ersetzen. Finanzielle An-
gaben wurden keine gemacht.

Konkret kaufen die SBB in ei-
nem ersten Schritt 36 Lokomoti-
ven mit einer Option auf weitere
93 Loks. Dies sei «ein zentraler
Schritt in dernotwendigenTrans-
formation des Schienengüterver-
kehrs»,wird SBB-Güterverkehrs-
leiter Alexander Muhm in einer
Mitteilung von Stadler zitiert.

Die vierachsigen elektrischen
Mehrsystemlokomotiven von
Stadler stellen laut demKonzern
«einen neuen Standard» dar. Ihr
Design erlaube beispielsweise
auch den Einsatz von zwei Die-
selmotoren oder zweiTraktions-
batteriemodulen für den Betrieb
auf der letzten Meile auf nicht
elektrifizierten Strecken. (SDA)

Lokomotiven:
SBB vergeben
Auftrag an Stadler

Zürich KehrtwendebeidenVerant-
wortlichen des Zurich Film Festi-
val (ZFF): Nachdem das Festival
trotz heftiger Kritik des ukraini-
schen Aussenministeriums und
den kontroversen Diskussionen
um den Dokumentarstreifen
«Russians at War» an einer Auf-
führung festgehaltenhat,verzich-
tet das ZFF auf eine öffentliche
Vorführung,wie es gesternAbend
mitteilte.DieDokuhätte am7.Ok-
tober im Festivalzentrum am
Bellevue gezeigt werden sollen.
Angekündigt war auch, dass sich
Regisseurin Anastasia Trofimova
danachdenPublikumsfragenstel-
lenwolle.Aufgrund der aktuellen
Lagewirdnunauch sienicht nach
Zürich reisen.

Laut ZFF-Medienstelle habe
man sich aufgrund von Sicher-
heitsüberlegungen entschieden,
die kanadisch-französische Pro-
duktion nicht öffentlich vorzu-
führen. Der Film verbleibe indes
imDokumentarfilm-Wettbewerb
des ZFF. (red)

Umstrittener
Ukrainekrieg-Film
wird nicht gezeigt

Swatch Nick Hayek denkt laut
über einen Rückzug der Swatch
Group von der Börse nach. Ein
solcher wäre sicher von Vorteil,
sagte der Firmenchef im Inter-
viewmit demWirtschaftsmaga-
zin «Bilanz». «Wirüberlegen uns,
waswir tun können», fuhr er fort,
ohne weiter ins Detail zu gehen.
«Gewinnprognosen machen wir
keine, weil wir sehr langfristig
denken und arbeiten», soHayek.

Derzeit hält der Hayek-Pool
28,5 Prozent am Kapital der
SwatchGroupund44Prozent der
Stimmen. Das sei ein neuer
Höchststand und nahe an den
49Prozent,bei denengemässSta-
tuten einÜbernahmeangebot fäl-
lig wäre, schreibt die «Bilanz» in
ihrerheute erscheinendenAusga-
be. Zuletzt hatte Hayek die tiefen
Börsennotierungendazugenutzt,
umAktien seinerFirma zuzukau-
fen. Die Beziehungen der Familie
HayekmitdenBörsenakteuren sei
angespannt, so der Bericht. (SDA)

Nick Hayek denkt
über Rückzug
von der Börse nach

Stefan Häne und Eva Novak

Nochhat das Parlament überkei-
ne der 60 Massnahmen im Ent-
lastungspaket entschieden, mit
dem der Bundesrat die Bundes-
finanzen ins Lot bringenwill.Und
doch sind bereits Fakten geschaf-
fenworden–vomBundesrat sel-
ber. Für neue Nachtzüge gibt es
ab 2025 keine finanzielle Unter-
stützung,wie dieseRedaktion am
Dienstag publik gemacht hat.

DerEntscheid ist nicht nurpo-
litisch umstritten, weil er laut
SBBneueNachtzugdestinationen
wie Barcelona oder Rom verhin-
dert. Es stellen sich auch juristi-
sche Fragen. Michael Töngi hat
dazu eine Interpellation einge-
reicht. Der Nationalrat der Grü-
nen will unter anderem wissen,
auf welcher Gesetzesgrundlage
der Beschluss beruhe. Felix Uhl-
mann hat den Fall analysiert.
«Der Entscheid ist rechtlich hei-
kel», sagt der Professor für
Staats- undVerwaltungsrecht an
der Universität Zürich.

Um zu verstehen, wie Uhl-
mann zu seinerEinschätzung ge-
langt, braucht es einen kurzen
Blick zurück. 2021 lehnte das
Stimmvolk das CO2-Gesetz an
der Urne ab. Das Parlament zog
daraus die Lehren und verzich-
tete in der Folge auf höhere und
neue Abgaben auf fossile Ener-
gien,wie es die gescheiterteVor-
lage vorgesehen hatte. Stattdes-
sen wollten die Politiker die Kli-
mapolitikmitFördermassnahmen
weiterbringen und gestalteten in
diesem Geist das neue CO2-Ge-
setz, das nun am 1. Januar 2025
in Kraft tritt und die Klimapoli-
tik bis 2030 vorgibt.

«Ermessensspielraum im
CO2-Gesetz überschritten»
Teil des neuen Gesetzes sind
auch die Förderbeiträge, die der
Bundesrat nun gesperrt hat. Ge-
mäss CO2-Gesetz sind es «höchs-
tens 30 Millionen pro Jahr» für
Nachtzüge. Dieser Wortlaut er-
laubt es theoretisch, garkeinGeld
zu sprechen, ein Minimalbetrag
steht nirgends im Gesetz. «Die
Entstehungsgeschichtemit einer
einigermassen prominentenDis-
kussion um Nachtzüge spricht
aber gegen diese Lesart», sagt
Uhlmann.

Der Bundesrat trägt laut Uhl-
mann auch der Übergangsbe-
stimmung des Parlaments keine
Rechnung. Warum? Das Parla-

ment wollte, dass das neue CO2-
Gesetzmöglichst schnell in Kraft
tritt. Normalerweise beschliesst
der Bundesrat das Inkrafttreten
formell, in diesem Fall aber hat
das Parlament diese Aufgabe
nicht ihm delegiert, sondern sel-
berbereitswahrgenommen.«Bei-
des – die Entstehungsgeschich-
te sowie das Übergangsrecht –

spricht dafür, dass derBundesrat
mit seinem Null-Entscheid für
Nachtzüge den Ermessensspiel-
raum imCO2-Gesetz überschrit-
ten hat», sagt Uhlmann.

Offen ist schliesslich, inwie-
weit es den Bundeshaushalt
überhaupt entlastet, wenn der
Bundesrat das Geld für die
Nachtzüge sperrt. Das CO2-Ge-
setz hält nämlich explizit fest,
dass dieses Geld aus derVerstei-
gerung der Emissionsrechte für
Luftfahrzeuge stammt und
zweckgebunden ist – entweder
für den grenzüberschreitenden
Personenverkehr, also dieNacht-
züge, oder aber in zweiter Prio-
rität für Massnahmen zur Ver-
minderung von Treibhausgas-
emissionen im Luftverkehr.

Ähnlich gelagert ist der Fall
bei den Subventionen für Elekt-
robusse und -schiffe, die der
Bundesrat nun ebenfalls gesperrt
hat.Auch sie sindTeil des neuen
CO2-Gesetzes, und auch hier gibt

es imGesetz besagte Einschrän-
kung: «höchstens 47 Millionen
Franken pro Jahr».

In der ÖV-Branche
ist der Unmut gross
Diese Finanzspritze indes war
Teil eines politischen Deals: Die-
selbusse und -schiffe bleibenvon
der Mineralölsteuer nicht mehr
länger befreit, im Gegenzug för-
dert derBund die Umstellung auf
Elektrobusse. Nun aber sperrt
der Bundesrat die Subventionen,
hält aber gleichzeitig daran fest,
die Mineralölsteuer-Befreiung
schrittweise aufzuheben. In der
ÖV-Branche ist deshalb der Un-
mut besonders gross: «Wir füh-
len uns versemmelt», sagt ein
Vertreter, der das Gesetzge-
bungsverfahren während fünf
Jahren eng begleitet hat.

In der Bundesverwaltung
scheint man inzwischen selber
gemerkt zu haben, dass das CO2-
Gesetz am 1. Januar 2025 «von

selbst» in Kraft tritt und der
Bundesrat nicht einfach einen
Teil davon auf Eis legen kann.
Nun versucht man es dem Ver-
nehmen nach auf anderemWeg:
Der Bundesrat soll die Mittel, die
das Parlament für die beiden
Verpflichtungskredite sprechen
muss, sperren – und zwar unab-
hängig davon,wie National- und
Ständerat über das Sparpaket
befinden werden.

Mit einemVerpflichtungskre-
dit wird der Bundesrat ermäch-
tigt, eine Ausgabe zu tätigen.
Dazu zwingen, so sagt Rechtsex-
perte Uhlmann, könne man den
Bundesrat abervermutlich nicht.
Denkbar wäre dann nur noch,
dass die SBB oder ein anderes
Transportunternehmen ein Ge-
such für die Fördermittel stellen
und die – absehbare – Abwei-
sung durch den Bundesrat in der
Folge anfechtenwürden. Das, so
Uhlmann,wäre «schwierig, aber
nicht chancenlos».

Ging der Bundesratmit
dem Sparentscheid zuweit?
Kein Geld für Nachtzüge Der Bundesrat sperrt das Geld für Nachtzüge. Das Vorgehen ist nicht nur politisch
umstritten. Der Entscheid sei rechtlich heikel, sagt Staatsrechtsprofessor Felix Uhlmann.

Der Nationalrat will die indirek-
te Presseförderung fürdieTages-
zustellungvonRegional- und Lo-
kalzeitungen aufstocken. Das
Budget dafür soll von 30 auf neu
45Millionen Franken pro Jahr er-
höht werden – befristet auf sie-
ben Jahre. Die Verbilligung soll
die Verlage finanziell entlasten.

Sie sollen damit mehr Geld in
die digitale Transformation in-
vestieren können. Dafür hat die
grosse Kammer eine Vorlage ih-
rer Kommission fürVerkehr und

Fernmeldewesen zu einer Revi-
sion des Postgesetzes verab-
schiedet. In der Gesamtabstim-
mung nahm der Nationalrat die
Vorlage mit 126 zu 61 Stimmen
bei 2 Enthaltungen an. Als
Nächstes muss der Ständerat
über sie befinden.

Zuletzt hatte derVerlegerver-
band Schweizer Medien einen
Ausbau der indirekten Presseför-
derung gefordert. Nur so bleibe
das journalistische Angebot der
privaten Medien in der Schweiz

erhalten. Die Entwicklung treffe
auch kleinere Lokal- und Regio-
nalzeitungen. Ohne zusätzliche
Förderung komme es zum Aus
für Zeitungen.

Der Bundesrat ist dagegen
Auch für die Frühzustellung von
Tageszeitungen unter derWoche
bis 6.30 Uhr soll es eine durch
den Bund subventionierte Er-
mässigung geben.DerNational-
ratwidersetzte sichmit den Ent-
scheiden denn auch den Spar-

vorschlägen des Bundes: Eine
Kürzung des Bundesbeitrags für
die indirekte Presseförderung
war Teil des unlängst veröffent-
lichten Expertenberichts für po-
tenzielle Einsparungen beim
Bund.Der Bundesrat beantragte
imVorfeldNichteintreten auf die
Vorlage. Seine ablehnende Hal-
tung begründet er unter ande-
rem mit der angespannten Fi-
nanzlage.

Den jährlichen Bundesbeitrag
von 20Millionen Franken an die

Mitgliedschafts- und Stiftungs-
presse strich die grosse Kammer
derweil. Dies ganz im Sinne des
Bundesrats.

Weiter nahm die grosse Kam-
mer auch eineMotion zur Schaf-
fung einer Gesetzesvorlage für
eine kanal- und geschäftsmodell-
unabhängige Förderung elektro-
nischerMedien an. Das Geschäft
geht ebenfalls an den Ständerat.
Auch hier hatte derBundesrat im
Vorfeld erfolglos eineAblehnung
beantragt. (SDA)

15Millionen Frankenmehr für die indirekte Presseförderung
Für sieben Jahre Der Nationalrat will die Zustellung abonnierter Zeitungen stärker subventionieren.

Im Schlafwagen nach Deutschland: Ohne weitere Subventionen gibt es keine neuen Nachtzuglinien. Foto: Sabina Bobst

Das CO2-Gesetz
hält explizit fest,
dass dieses Geld
zweckgebunden ist.


